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Vorwort 

„Der Feststellungsschutz darf nicht für weiter getragen werden 
als er wirklich ist; er darf nicht als eine Art von Universalheilmit-
tel gegen alle möglichen Rechtsnöthe verschrieben werden, 
denen man nicht durch andere sofort zur Hand liegende spezifi-
sche Mittel abzuhelfen weiß." 

Heinrich Degenkolb 
Einlassungszwang und Urteilsnorm (1877), Seite 229 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 2003/2004 vom Fachbereich Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaften der Johannes Gutenberg-Universität Mainz als Habi-
litationsschrift angenommen. Das Manuskript wurde im September 2003 abge-
schlossen. Später veröffentlichte Rechtsprechung und Literatur sind überwie-
gend bis Juli 2004, aber nur noch in den Fußnoten, berücksichtigt. 

Großen Dank schulde ich zuallererst meinem akademischen Lehrer, Herrn 
Universitätsprofessor Dr. Dr. h.c. Dr. h.c. Hors t Konzen, der meinen wissen-
schaftlichen Werdegang in den vergangenen Jahren nachhaltig gefördert hat. 
Seine kritische und wohlwollende Unterstützung hat entscheidend zum Gelin-
gen dieser Arbeit beigetragen. 

Herrn Universitätsprofessor Dr. Curt Wolfgang Hergenröder danke ich sehr 
für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens. Zu Dank verpflichtet bin ich auch 
dem Verlag Mohr Siebeck, namentlich Herrn Dr. Franz-Peter Gillig, für die Auf-
nahme der Arbeit in die Schriftenreihe „Jus Privatum", ferner dem Förderungs-
und Beihilfefonds Wissenschaft der V G W O R T für die Druckbeihilfe. 

Ganz besonderer Dank gilt schließlich meiner Frau Verena und meinen Kin-
dern Lea und David für ihre Geduld und stetige Ermutigung. Ihnen widme ich 
dieses Buch. 

Mainz, im Juli 2004 Matthias Jacobs 
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§ 1 E in le i tung 

A. Problemstellung 

Seit der grundlegenden Untersuchung von Bernhard Windscheid über die Actio 
des römischen Civilrechts vom Standpunkt des heutigen Rechts im Jahre 1856, 
in der er den Anspruch als materiellrechtliches Element von der Klage schied, 
versteht das rechtssystematische Denken der Gegenwart materielles Recht und 
Prozeßrecht als getrennte Materien, die sich in ihrer Rechtsnatur, ihren Gegen-
ständen und ihren Zielen grundlegend unterscheiden. Auf die zivilprozessuale 
Feststellungsklage, die der Gesetzgeber im Jahre 1877 als einzige Klageart in 
§231 C P O einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung zugeführt hat und die 
heute in §256 Abs. 1 Z P O geregelt ist, hat dieses Trennungsdenken besondere 
Auswirkungen gehabt. Mit Adolf Wachs berühmter Analyse des „Feststel-
lungsanspruchs" in der Festgabe der Leipziger Juristenfakultät für Bernhard 
Windscheid im Jahre 1888, aus der die Lehre vom Rechtsschutzanspruch 
erwuchs, hat sich die Auffassung durchgesetzt, daß die Feststellungsklage eine 
rein prozessuale Rechtsschutzeinrichtung sei. Es kann deshalb nicht erstaunen, 
daß man im Zivilrecht damals wie heute der Frage, inwieweit das materielle Pri-
vatrecht des spezifischen Schutzes der Feststellungsklage bedarf, nur wenig 
Aufmerksamkeit widmet. Vor allem aber umgekehrt werden ihre Tatbestands-
merkmale - das Rechtsverhältnis und das rechtliche Interesse - seit der abrup-
ten Verabschiedung der Lehre Otto Bährs, der §231 C P O zunächst materiell-
rechtlich mit Hilfe eines Anspruchs auf Anerkennung gedeutet hatte, über-
wiegend unter dem Eindruck ihres prozessualen Charakters gewürdigt. Die 
subjektivrechtliche Anbindung der Feststellungsklage ist dagegen aus dem 
Blick geraten. 

Diese merkwürdige Separation von materiellem Recht und Prozeßrecht ist 
jedenfalls bei den Klagen des Erkenntnisverfahrens eine Besonderheit der Fest-
stellungsklage. Sie ist bei der Leistungsklage, die der gerichtlichen Durchsetzung 
eines materiellrechtlichen Anspruchs dient, und - nach richtigem Verständnis -
auch bei der Gestaltungsklage, die eines materiellrechtlichen Gestaltungsrechts 
bedarf, nur schwer vorstellbar. Es liegt auf der Hand, daß der denkbare Anwen-
dungsbereich der Feststellungsklage damit von vornherein erheblich größer als 
derjenige der Leistungs- und der Gestaltungsklage ist. Dieser Erkenntnis konnte 
sich auch die Praxis nicht verschließen. Bereits kurze Zeit nach Inkrafttreten der 



2 §1 Einleitung 

CPO feierte man §231 CPO als prozessuales Faktotum1 . Das Rechtsverhältnis 
und das rechtliche Interesse wurden und werden auch heute noch - zusätzlich 
begünstigt durch eine verwirrende Vielzahl von Definitionen, die sich auch als 
Folge des mißglückten Gesetzestextes herausgebildet haben - frei und großzügig 
interpretiert. Häufig findet nicht einmal eine präzise Trennung zwischen Rechts-
verhältnis und rechtlichem Interesse statt. Ein „festes Prinzip", attestierten schon 
Zeitgenossen Wachs, fehle überall2. 

Die Folge dieser Entwicklung ist bis heute eine merkliche Ausweitung der 
Rechtsschutzzone der Feststellungsklage, zum einen gekennzeichnet durch einen 
Bedeutungsverlust des Rechtsverhältnisses, obgleich dieses jedenfalls für den 
unbefangenen Betrachter die materiellrechtliche Verbindung zwischen Kläger 
und Beklagtem zu spiegeln scheint, zum anderen charakterisiert durch eine 
gleichzeitige „Flucht in das Feststellungsinteresse", dessen Konturen noch ver-
schwommener als diejenigen des Rechtsverhältnisses sind. Der BedeutungsVer-
lust des Rechtsverhältnisses drückt sich in einer Reihe von Fallgruppen aus, die 
jedenfalls auf den ersten Blick durch das Fehlen subjektiver Rechte und damit 
auch eines Rechtsverhältnisses im materiellrechtlichen Sinne gekennzeichnet 
sind. Eine Fallgruppe betrifft etwa die Feststellung des Bestehens oder Nichtbe-
stehens vergangener oder künftiger - nur gedachter - Rechtsverhältnisse. Auch 
die Feststellung von Elementen eines Rechtsverhältnisses, die zwar an sich für 
unzulässig gehalten wird, durch wenig konturierte Ausnahmetatbestände prak-
tisch aber weit verbreitet ist, hat mit einem Rechtsverhältnis offenkundig nichts 
zu tun. Bei der Feststellung von Rechtsverhältnissen, die nicht zwischen den bei-
den Parteien des Feststellungsprozesses, sondern zwischen dem Kläger oder dem 
Beklagten und einem Dritten oder sogar zwischen Dritten bestehen, ist die Ablö-
sung der Feststellungsklage vom materiellen Recht und ihre Eignung als „Auf-
fangbecken anderweitig nicht unterzubringender Rechtsschutzbegehren"3 für 
materiellrechtlich unklare Rechtslagen besonders evident. Eine in ihren Wirkun-
gen begrenzte Korrektur erfolgt mit Hilfe des rechtlichen Interesses, das einer 
freizügigen und klägerfreundlichen Handhabung unterliegt, soweit eine Prüfung 
aus prozeßökonomischen Gründen nicht vollends unterbleibt. 

Diese beiden gegenläufigen Strömungen - Bedeutungsverlust des Rechtsver-
hältnisses, Akzentverlagerung auf das Feststellungsinteresse - rücken viele Fest-
stellungsurteile nicht nur in die Nähe gerichtlicher Rechtsgutachten, wenn die Pro-
zeßparteien nicht über materiellrechtliche Beziehungen streiten, sondern Antwor-
ten auf mehr oder weniger abstrakte Rechtsfragen begehren: die Feststellungsklage 
als „verdeckte Gutachtenklage"4 . Zudem scheint das prozessuale Verständnis der 
Feststellungsklage den Blick darauf zu versperren, daß auch die Feststellungsklage 

' Flechtheim ZZP 25 (1899), 432f. 
2 Rocholl ZZP 8 (1885), 342; ähnl. Schultzenstein VerwArch 2 (1894), 571. 
3 Zimmer S. 149f. 
4 Ekkehard Schumann GS Michelakis, S. 554. 
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möglicherweise nichts anderem als der individuellen Rechtsverwirklichung dient. 
Schließlich drohen durch die Überhandnähme einer einzelfallbezogenen Billig-
keitsjudikatur, die sich nicht selten auch auf bloße Praktikabilitätsüberlegungen 
stützt, Gefahren für die Berechenbarkeit gerichtlicher Entscheidungen und damit 
für die Rechtssicherheit überhaupt. Daß zahlreiche Feststellungsurteile - vom 
Rechtsgefühl der entscheidenden Richter getragen - zum „richtigen" Ergebnis 
führen5 , ändert daran nichts, beruhigt aber das „methodologische Gewissen" mehr 
als die „begrifflich-logische Reinheit" der dogmatischen Konstruktion6 . 

Im Schrifttum ist der materiellrechtliche Substanzverlust der Feststellungs-
klage nicht ganz unentdeckt geblieben. Namentlich Eduard Picker hat sich im 
Rahmen einer historisch angelegten Untersuchung über die materiellrechtliche 
Deutung der Drittwiderspruchsklage gegen die rein prozessuale Deutung des 
§ 2 5 6 Abs. 1 Z P O gewandt und darauf hingewiesen, daß sich die Feststellungs-
klage in Doktr in und Praxis weit von ihren materiellrechtlichen Grundlagen ent-
fernt habe7. Ihm ist von Ekkehard Schumann entgegengehalten worden, die 
beschworene Gefahr, daß die Feststellungsklage den Kläger einseitig und zu 
Lasten des Beklagten begünstige, bestehe nicht wegen der dogmatischen Qualifi-
zierung als Prozeßinstitut8 . Es komme alleine auf die konkrete Ausgestaltung der 
Feststellungsklage in der Praxis an, die insoweit aber keinen Grund zu einem Vor-
wurf gebe. Einzelne Fehlurteile rechtfertigten jedenfalls nicht die Ablehnung, zu 
der sich Picker entschlossen habe, zumal eine Analyse der Rechtsprechung unter-
blieben sei9. Die vorliegende Untersuchung greift diesen Einwand auf und 
möchte der schon in Heinrich Degenkolbs Mahnung nach der „aktionenrechtli-
chen Durcharbeitung" der Anerkennungsklagen1 0 anklingenden Forderung nach 
einer umfassenden wissenschaftlichen Uberprüfung der materiellen Grundlagen 
der Feststellungsklage11 nachkommen. Eine umfassende Analyse des „theoreti-
schen Räthsels"1 2 der Feststellungsklage, die als materiellrechtlich schwer erfaß-
bares Klageinstitut13 „nicht zu Unrecht als die schwierigste" gilt14, steht nämlich 

5 Trzaskalik S. 17; in diese Richtung auch Picker Drittwiderspruchsklage, S. 501 f. 
6 Ekkehard Schumann GS Michelakis, S. 565. 
7 Picker Drittwiderspruchsklage, S.5f., 345ff., 501 ff. und passim. 
8 Stj-Ekkehard Schumann §256 Rn. 2 Fn. 2. 
9 Ähnl. auch Zöllner AcP 190 (1990), 492: „... nicht im Einzelnen ausgeführte und am Recht-

sprechungsmaterial überprüfte Sicht der materiellen Grundlagen der Feststellungsklage..."; Pik-
ker wollte „die Durchbrechungen der Prinzipien des materiellen Rechts durch die heutige Deu-
tung der Feststellungsklage" in seiner Arbeit freilich gar „nicht als solche und deshalb nicht in ih-
rem vollen Ausmaß" verfolgen, Picker Drittwiderspruchsklage, S. 6. 

10 Degenkolb S.221. 
11 Zöllner AcP 190 (1990), 492. 
12 Flechtheim ZZP 25 (1899), 405; ähnl. Neuner S. 76; deutl. auch Fuchs LZ 1925, Sp. 65: „Kon-

troversennest des §256 ZPO". 
13 Picker Drittwiderspruchsklage, S.348. 
14 Hufen §18 Rn. 1 für §43 Abs. 1 VwGO; ähnl. Trzaskalik S.17: Klage mit erhöhtem Ab-

straktionsgrad. 
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noch aus15. Zwar kam es nach Einführung der Feststellungsklage in die C P O zu 
einer Flut wissenschaftlicher Abhandlungen. Seither ist es um das „Stiefkind des 
gerichtlichen Verfahrens" 1 6 allerdings vergleichsweise still geworden. Monogra-
phisch nähert man sich ihren Grundlagen kaum noch 1 7 , allenfalls geht es um spe-
zielle Fragestellungen. Nicht zufällig besteht auch heute noch Einigkeit darüber, 
daß die Probleme der Feststellungsklage „noch gründlicher untersucht werden" 
müßten 1 8 , daß immer noch „Erklärungs- und Klärungsbedarf" bestehe1 9 und daß 
„noch vieles unklar" sei20. 

Zwar legt Christoph Trzaskalik in seiner scharfsinnigen Analyse der Rechts-
schutzzone der Feststellungsklage viele Schwachpunkte in deren überkommener 
Dogmatik offen. Das Ziel seiner Arbeit besteht freilich nicht in einer materiell-
rechtlichen Rückbindung der Feststellungsklage, der er als „anspruchsorientier-
ter Betrachtungsweise" 2 1 sogar skeptisch gegenübersteht. E r rückt mit Blick auf 
die „Flexibilität der Regeln über die Feststellungsklage"2 2 statt dessen - freilich 
hauptsächlich auf die verwaltungsprozessuale Feststellungsklage zugeschnitten -
den Aspekt der Verhaltenssteuerung mit Hilfe einer auf gedachte Tatbestände 
bezogenen Feststellungsklage in den Mittelpunkt seiner Untersuchung, denkt 
insoweit folglich an deren Ausweitung, nicht an eine Begrenzung. Die Frage nach 
dem „aus der Verselbständigung des Prozeßrechts resultierenden Orientierungs-
mangel", der nur durch eine Rückbindung an das materielle Recht zu überwinden 
sein soll23, ist deshalb weiterhin offen. Ihm gilt die vorgelegte Untersuchung über 
den Gegenstand der Feststellungsklage. 

B. Gang der Untersuchung 

Ihr Gang ist durch die Problemstellung mindestens teilweise vorgezeichnet. Der 
erste Teil gilt der kasuistischen Erfassung der angesprochenen Probleme, die im 
Schwerpunkt den Bedeutungsverlust des Rechtsverhältnisses und die Akzentver-
lagerung auf das rechtliche Interesse beschreibt und mit einem kurzen Überbl ick 
über den Meinungsstand zur sogenannten Feststellungsverfügung endet, welche 

15 Vgl. aber die bislang nicht eingelöste Ankündigung von Kahl SavZ (Rom. Abt.) 107 (1990), 
403 Fn. 14. 

16 Bodmer S.58. 
17 Vgl. aber Baltzer Die negative Feststellungsklage aus §256 I ZPO (1980); Trzaskalik Die 

Rechtsschutzzone der Feststellungsklage im Zivil- und Verwaltungsprozeß (1978); teilweise 
auch Wieser Das Rechtsschutzinteresse des Klägers im Zivilprozeß (1971). 

18 Bodmer SA. 
19 Edgar Habscheid ZZP 112 (1999), 38. 
20 Grunsky Verfahrensrecht, §38 II 2 (S.371). 
21 Trzaskalik S.33. 
22 Trzaskalik S.V. 
23 Zöllner AcP 190 (1990), 490. 
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die zur Feststellungsklage aufgeworfenen Fragen jedenfalls teilweise auch im Ver-
fahren des einstweiligen Rechtsschutzes spiegelt. Anschließend widmet sich der 
zweite Teil der historischen Entwicklung und der dogmatischen Einordnung der 
Feststellungsklage. Eine Analyse ihrer Eingliederung in das am Ende des vorver-
gangenen Jahrhunderts bestehende Rechtsschutzsystem erfordert zunächst 
einige Ausführungen zur dogmengeschichtlichen Grundlage. Die beschriebene 
prozessuale Deutung der Feststellungsklage seit Wach ermöglichte nach Inkraft-
treten der C P O eine Ausweitung ihrer Rechtsschutzzone, der im Anschluß einige 
Überlegungen gelten, bevor zur Vorbereitung des dritten Teils der Untersuchung 
der Abschied von der publizistischen Deutung der Feststellungsklage zur 
Debatte steht. Dieser wiederum gilt als zentraler Teil der Arbeit der Rückbesin-
nung auf das Tatbestandsmerkmal des Rechtsverhältnisses, dessen Tradition bis-
lang wenig reflektiert ist und in dessen Umschreibungen „noch viele unausgelo-
tete sich an Wissenschaft und Praxis richtende Fragen" offen sind24, dessen 
Begriff mithin einer wissenschaftlichen Aufarbeitung harrt25. Entscheidend ist 
dabei zunächst der Zweck des Zivilprozesses als Mittel zur individuellen Rechts-
verwirklichung, dessen Erörterung der Suche nach dem speziellen Sinn der Fest-
stellungsklage voranzugehen hat. Ausgehend davon sind anschließend grund-
sätzliche Aussagen für die Bestimmung des Rechtsverhältnisses als Tatbestands-
merkmal und materiellrechtliches Substrat der Feststellungsklage zu entwickeln, 
die es im Anschluß auf die eingangs skizzierten Fallgruppen zum Bedeutungsver-
lust des Rechtsverhältnisses anzuwenden gilt. Erst im Anschluß daran ist eine 
rechtsfortbildende Ausweitung der Rechtsschutzzone aufgrund spezieller 
gesetzlicher Wertungen im Einzelfall zu erwägen. Die Entlastung des Feststel-
lungsinteresses ist Gegenstand des vierten Teils, der sich in einem ersten 
Abschnitt zunächst dessen Sinnelementen zuwendet, bevor anschließend - wie 
schon beim Rechtsverhältnis - eine Konkretisierung anhand der skizzierten Fall-
gruppen vorgenommen werden kann. Vor diesem Hintergrund bilden Überle-
gungen zur Zulässigkeit der Feststellungsverfügung den Abschluß der Arbeit, 
bevor am Ende die wesentlichen Ergebnisse zusammenzufassen sind. 

Die Untersuchung ist zwar auf die Feststellungsklage nach § 2 5 6 Abs. 1 Z P O , 
mithin auf die Zivil- und die Arbeitsgerichtsbarkeit begrenzt, weil die materiell-
rechtlichen Grundlagen des Rechtsverhältnisses in den verschiedenen Verfah-
rensarten nicht übereinstimmen müssen und eine gleichartige Rückbindung der 
Feststellungsklage insoweit nicht vorauszusetzen ist. Diese Beschränkung 
schließt den partiellen Rückgriff auf öffentlichrechtliche Feststellungsklagen aber 
nicht aus, soweit es ungeachtet der anders strukturierten Streitigkeiten für die 
zivilprozessuale Feststellungsklage hilfreich erscheint, um Gemeinsamkeiten 
oder Differenzen zu verdeutlichen. Das gleiche gilt für die zivilprozessualen Fest-

24 Edgar Habscheid ZZP 112 (1999), 38f. 
25 Grunsky RdA 1986, 200. 
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stellungsklagen in Österreich und in der Schweiz, deren dogmatische Einord-
nung und praktische Handhabung immer auch mit Blick auf die Feststellungs-
klage nach der deutschen ZPO erfolgt ist und auch heute noch erfolgt. Die par-
tielle Heranziehung von Rechtsprechung und Schrifttum, welche Feststellungs-
streitigkeiten im verwaltungs-, finanz- und sozialgerichtlichen Verfahren und im 
ausländischen Recht gilt, kann die Untersuchung zu §256 Abs. 1 ZPO an einzel-
nen Stellen deshalb durchaus befördern, ohne den Ansprüchen an eine systemati-
sche Rechtsvergleichung genügen zu müssen. Abschließend ist darauf hinzuwei-
sen, daß die folgenden Überlegungen, selbst wenn lediglich von Klage, Prozeß 
und Urteil die Rede ist, grundsätzlich auch für den Antrag, das Verfahren und den 
Beschluß gelten, soweit nicht ohnehin ausdrücklich darauf Bezug genommen ist. 



Erster Teil 

Bestandsaufnahme zur Rechtsschutzzone 
der Feststellungsklage 

Bei der Bestandsaufnahme zur Rechtsschutzzone der Feststellungsklage nach 
§256 Abs. 1 ZPO ist zweckmäßigerweise zwischen den beiden Tatbestandsmerk-
malen des Rechtsverhältnisses und des rechtlichen Interesses zu differenzieren. 
Während das Rechtsverhältnis, auf dessen Interpretation durch Doktrin und Pra-
xis zuerst einzugehen ist, durch den erwähnten Bedeutungsverlust zu charakteri-
sieren ist1, ist es beim rechtlichen Interesse genau umgekehrt. Die Prüfung der 
Zulässigkeit der zivilprozessualen Feststellungsklage knüpft heute überwiegend 
an das Feststellungsinteresse an. Insoweit hat, wie ebenfalls schon angedeutet 
worden ist, eine deutliche Akzentverlagerung auf das rechtliche Interesse stattge-
funden, über die im Anschluß zu berichten ist2. Zu ergänzen ist schließlich, daß 
sich die Entwicklung bei der Feststellungsklage auch in der Entdeckung der soge-
nannten Feststellungsverfügung niedergeschlagen hat, auf die am Ende der 
Bestandsaufnahme einzugehen ist3. 

1 Unten §2. 
2 Unten §3. 
3 Unten §4. 





§2 Bedeutungsverlust des Rechtsverhältnisses 

Ausgehend von der unpräzisen, seit Jahrzehnten mitgeschleppten Standardbe-
schreibung des Rechtsverhältnisses als eine aus dem vorgetragenen Sachverhalt 
abgeleitete rechtliche Beziehung von Personen untereinander oder zu einem 
Gegenstand1 erstaunt es wenig, daß - wie eine Bestandsaufnahme zeigen wird -
das Tatbestandsmerkmal des Rechtsverhältnisses in der Judikatur und größten-
teils auch in der Literatur seit dem Inkrafttreten der C P O kontinuierlich Einfluß 
eingebüßt hat. Dieser Bedeutungsverlust des Rechtsverhältnisses läßt sich mit 
Hilfe von Fallgruppen verdeutlichen, die freilich nicht trennscharf voneinander 
abzugrenzen sind und sich zum Teil überlappen. In diesen Fallgruppen wird die 
Klage nach §256 Abs. 1 Z P O für zulässig gehalten, obgleich ein Rechtsverhältnis 
im überkommenen Sinne eines konkreten Rechtsverhältnisses, das für eine mate-
riellrechtliche Verbindung zwischen dem Kläger und dem Beklagten der Feststel-
lungsklage steht, nicht vorzuliegen scheint. Es handelt sich um die Feststellung 
nicht gegenwärtiger Rechtsverhältnisse, die Feststellung von Elementen eines 
Rechtsverhältnisses sowie um die Feststellung von Drittrechtsverhältnissen. 
Zuvor ist allerdings auf einen weiteren Typus der Feststellungsklage zurückzu-
kommen, der bisweilen zu beobachten ist: die Feststellungsklage bei offenbar feh-
lendem Rechtsverhältnis. 

A . U n s c h ä r f e des Tatbestandsmerkmals „Rechtsverhäl tn is " 

I. Rechtsverhältnis als offenes Tatbestandsmerkmal 

Begünstigt wird die angedeutete Entwicklung - darauf ist zunächst einzugehen -
durch die Unschärfe des Tatbestandsmerkmals Rechtsverhältnis. Anders als bei 
Leistungs- und Gestaltungsklagen, deren Anwendungsbereich fest umrissen ist, 
weil sie sich entweder auf einen materiellen Anspruch beziehen oder gesetzlich 
ausdrücklich normiert sind, bereitet die präzise Beschreibung des Rechtsverhält-
nisses mit Blick auf dessen „Offenheit und Vielgestaltigkeit"2 große Schwierig-

1 Dazu statt vieler alleine aus der Literatur z.B. Musielak-Foerste §256 Rn.2; Zöller-Greger 
§256 Rn.3; Grunsky Verfahrensrecht, §38 II 2 (S.371); MünchKomm-GerÄW Luke §256 
Rn. 10, jew. m.w.N. 

2 Hufen % 18 Rn.4. 
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keiten3, und die Frage nach der genaueren Abgrenzung des zulässigen Gegen-
stands von Feststellungsklagen gibt in hohem Maße „Anlaß zu Zweifel und Unsi-
cherheiten"4. Sie ist „am umstrittensten"5 . Die erwähnte und „in mancher Hin-
sicht präzisierungsbedürftige"6 Standardformulierung, die nicht zuletzt auf 
einem „verhältnismäßig unscharfen Wortlaut"7 des Gesetzes beruht, suggeriert -
wie noch zu zeigen ist - eine Sicherheit bei der Rechtsanwendung, die es praktisch 
nicht gibt. Die Begrenzung des Gegenstands der Feststellungsklage bereite 
Rechtsprechung und Lehre „außerordentliche Schwierigkeiten"8 und sei „alles 
andere als voll gesichert"9, der Begriff des Rechtsverhältnisses werde „bald enger 
und bald weiter" gefaßt10, sei bisher in jedem Fall nicht hinreichend aufgearbei-

II. Verzicht auf strenge Interpretat ionsmaßstäbe 

Schrifttum und Judikatur wollen deshalb nicht zufällig jede Engherzigkeit12 und 
die Befassung mit „diffizilen Abgrenzungskriterien"13 vermeiden. Sie gehen von 
einem sehr weiten Verständnis des Rechtsverhältnisses aus14, verlangen „keine 
allzu strengen Maßstäbe"15 und eine prozeßökonomische Handhabung16 oder 
plädieren bedenkenlos für eine „ausdehnende Auslegung der Voraussetzungen 
der Feststellungsklage"17. Andere beklagen, daß man den gängigen Formeln über 
den Begriff des Rechtsverhältnisses Einschränkungen entnehme, die vor allem 
vor dem Hintergrund der Forderung nach effektivem Rechtsschutz einer sorgfäl-
tigen Überprüfung bedürften18, und glauben voraussehen zu können, daß die 
Frage nach der Zulässigkeit der Feststellungsklage in Zukunft großzügiger beant-

3 Trzaskalik S.20. 
4 Zeuner FS Schumann, S. 597. 
5 Joseph Zimmermann S. 45; ähnl. Dickersbach GewArch 1989, 42. 
6 Bork Vergleich, S. 102 Fn. 13. 
7 Dickersbach GewArch 1989, 44. 
8 Rödig S.72. 
9 Zeuner FS Schumann, S. 601. 
10 Joseph Zimmermann S. 45. 
11 Grunsky RdA 1986, 200. 
12 Bötticher Anm. BAG AP Nr. 2 zu § 81 BetrVG (Bl. 3R). 
13 Zeuner FS Schumann, S. 603. 
14 Z.B. RG JW 1909, 497; Grunsky Verfahrensrecht, §38 II 2 (S.371); Klass S.281; Rüdiger 

Krause S.282; Kreutziger S.62; Otto Anm. BAG EzA §256 ZPO Nr. 32 (S.22); Piekenbrock 
MDR 1998, 202 („breite Auswahl"); Schilken Anm. BGH JZ 2001, 200 („sehr weit und un-
scharf"); aus dem Verwaltungsprozeßrecht Hufen §18 Rn. 7 („denkbar weit"); Kopp/Schenke 
§43 Rn. 18; SchSchKP-Pietzcker § 43 Rn. 16; SZ -Sodan §43 Rn.5; für die Schweiz Sieben S.66. 

15 BFKKvA-^o« Albedyll §43 Rn.7; Kopp/Schenke §43 Rn.18. 
16 Musielak-Zoerste §256 Rn.2. 
17 Krasney/Udsching IV Rn. 84; ähnl. schon Lange NJW 1963,1573 („ausgeweitete Anforde-

rungen des §256 ZPO"). 
18 Dickersbach GewArch 1989, 44, 45: Einschränkungen „viel zu weitgehend". 
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- vergangenes Rechtsverhältnis 21 f., 
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- als Planungsbasis 225ff . 



Sachregister 551 

- als Vertragsauslegung 16f., 256ff., 
258f. , 260f. , 262 
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Klagebefugnis 147ff., 152f., 376f. 
Klagentrichotomie 172 f. 
Klammerfunktion 224f. , 488ff . 
konkludentes Verhalten des Beklagten 
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Konkretisierung der Normsituation 

226ff„ 290ff . 
kontradiktorisches Verfahren 279f., 306ff. 
Kostenlast 281 f., 326f. 
Kostenrisiko 307f. 
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- durch Dri t te 65f., 467f. 
- Intensität 66f., 470ff. 
- klägerische Unsicherheit 5 8 ff. 
- konkludentes Verhalten des Beklagten 

60ff., 456ff. 
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- Beiladung von Dri t ten 379ff. 
Rechtskraftlücken 221 ff. 
Rechtsmißbrauchsverbot 442 ff. 
Rechtsschutzanspruch 128ff., 140ff., 

155 f. 
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- im materiellen Recht 240ff., 245 f., 

303ff., 388ff. 
- im weiteren Sinne 34f., 243ff., 251f., 
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245 ff. 
- Mitgliedschaft als subjektives 
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relatives Recht 241 ff., 248 f. 
Remedium ex lege diffamari 105f . 
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Rückgriffsansprüche 392 

Sachlegitimation 75 ff. 
Sachurteil 7 3 f f . , 4 3 5 f . 
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420ff . , 445ff . 
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wirkung 213 ff. 
- Tatsachen 301 f. 
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43 8 ff. 
- Aufgabe 43 8 ff. 
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71, 481 ff. 
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Tatsache 43ff . , 301ff . , 358ff . 
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Tatsachenermittlung 280f . 

Tatsachenfeststellung 43ff . , 301 ff., 358ff . 
- rechtspolitischer Wunsch 360f . 
tatsächliche Erwartungshaltung 310f . 
tatsächliche Urtei lswirkungen 290f f . 
Treu und Glauben 62 f. 
Treue- und Kooperationspfl ichten 233 f., 

477f . 

Uberschaubarkeit des Sachverhalts 24f . , 
202 f. 

unbest immter Rechtsbegriff 414f f . 
Unterlassungsanspruch 169f., 471ff . , 

492 ff. 
Unterlassungsklage 66f . , 80f. , 169f. , 

471 ff., 492ff . 
Unwahrhei t einer ehrverletzenden 

Behauptung 44f . 
Urteilselemente 205 , 221ff . , 351ff . 

Verhaltensrelevanz 30f . 
Verhaltensrichtschnur 29ff . 
Verjährung 63f . , 463f . , 470 
Vertragsauslegung 16f. 
Vollstreckungsgegenklage 173 ff. 
Vollstreckungshindernisse 487 
Vorlageverfahren 319ff . 

Wahl der Rechtsschutzform 437ff . , 480ff . 
- Ausnahmen vom prinzipiellen Vorrang 

der Leistungsklage 480ff . 
- Begrenzung 480f f . 
- besondere Umstände als Ausdruck des 

Rechtsmißbrauchs Verbots 442 ff. 
- prinzipieller Vorrang der Leistungs-

klage 440ff . , 480f . 
- Rechtsschutzhindernisse bei der 

Leistungsklage 485ff . 
- Rechtsverhältnis im engeren Sinne 

480ff . 
- Rechtsverhältnis im weiteren Sinne 

488ff . 
- Wahlrecht des Klägers 440ff . , 480f f . 
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